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Rede auf dem Bezirksparteitag
am 11. November 2006 in Osnabrück
Anrede,

Seit zwei Jahren bin ich nun Vorsitzender des Bezirksverbandes, seit zwölf Jahren vertrete ich das Emsland und die Grafschaft Bentheim im Deutschen Bundestag.

Ich bin dieses gern und ich tue dieses gern.

Direkt gewählter Bundestagsabgeordneter zu sein, Bezirksvorsitzender hier zu sein, dann noch Parlamentarischer Staatssekretär im Familienministerium geworden zu sein, das ist eine tolle Sache. Ich bedanke mich für die große Unterstützung, die kollegiale und freundschaftliche Zusammenarbeit in unserem Verband.

Das ist nicht selbstverständlich. Aber: wenn man menschlich harmoniert, läuft vieles stressfreier und erfolgreich.
Die Art, wie wir zusammen arbeiten, wie wir miteinander umgehen, das ist die beste Werbung für Bürgerinnen und Bürger, die wir für die CDU gewinnen wollen, das ist auch die beste Werbung für junge Leute, die wir für Politik interessieren wollen.
Unser stetes Bemühen muss es sein, die Menschen zu gewinnen durch die politische Richtung, die wir vertreten, aber auch durch die Art und Weise, wie wir Politik gestalten.

Um zwei zentrale Fragen, so habe ich vor einem Jahr in Sögel gesagt , kreist die Arbeit des Bezirksverbandes, insbesondere des Vorstandes.
1. Arbeitsmarkt, Arbeitsmarkt, Arbeitsmarkt
Wie kann es gelingen, hier Bewegung hinein zu bekommen für junge Leute, für Langzeitarbeitslose, für diejenigen, die wie es technisch heißt, Vermittlungsdefizite haben usw.

2. Neben Arbeit, Wirtschaft, die Antwort auf die Frage, und zwar gleichrangig, wie wollen wir morgen leben, 
wie stellen wir uns die Gesellschaft der Zukunft vor? 
Wie gibt es unter veränderten Bedingungen bessere Perspektiven für Familien, für Jugendliche, angemessenere Perspektiven für Ältere in einer älter werdenden Gesellschaft? 

Modellregion für Familienfreundlichkeit beinhaltet auch die Antwort auf die Frage, wie gehen wir mit einer älter werdenden Gesellschaft um?
Was hält die Gesellschaft zusammen, die Frage nach unseren Wertvorstellungen, nach unseren Leitgedanken, die unser Handeln und Verhalten prägen.
Die Antwort darauf, wie wir morgen leben wollen, unter veränderten Bedingungen.


Zu Punkt 1: Arbeitsmarkt/wirtschatliche Entwicklung

Man kann ja nun über die Große Koalition viel schimpfen, ich bestreite auch nicht, dass wir den Menschen eine Menge zumuten, indem wir in kürzester Zeit alles Mögliche angepackt haben. Wir muten ihnen auch viel zu in der der Art und Weise der Entscheidungsfindung, und es wäre auch schön, wenn der eine oder andere gelegentlich einfach die Klappe hielte.

Dennoch ist eines nicht zu bestreiten: Gegenüber Oktober 2005 (dem letzten Regierungsmonat Schröders)
· Fast ½ Millionen weniger Arbeitslose,
· rund 300.000 mehr sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse,

· ein Wirtschaftswachstum wie seit 6 Jahren nicht mehr,

· ein Überschuss bei der Bundesagentur für Arbeit,

· eine Absenkung des Beitragssatzes um 2,3 Prozentpunkte,

· eine absolut positive Entwicklung im Bereich der Landwirtschaft und damit im ländlichen Raum,
· Unternehmenssteuerreform steht im Prinzip,

· Regeln zur steuerlichen Behandlung der Erbschaftsnachfolge im Mittelstand,

das sind Zahlen, Daten, Fakten, auf die wir stolz sein können, das ist der Erfolg der Bundesregierung unter Führung von Angela Merkel.

Natürlich kann Kritik geübt werden an diesem und jenem. Natürlich kann bedauert werden, dass wir in einer Großen Koalition längst nicht das erreichen können, was wir uns vorgenommen haben.

Aber: Andere werden für uns nicht übernehmen. Wir müssen selbst endlich über die Erfolge unserer Politik reden,  .
Ich nehme Kritik ernst, ich nehme auch Umfragen ernst. 
Dass die beiden großen Volksparteien seit Monaten bei Umfragen sich gnadenlos bei ca. 30% bewegen, kann niemanden ruhig lassen,
dass wir bei Kommunalwahlen eine Wahlbeteiligung von ca. 50 % und teilweise niedriger hatten, kann niemanden ruhig lassen (Bundestagswahl gut 80 %, Landtagswahlen gut 70 %),
dass wir unseren Anhängern teilweise viel zumuten, will ich überhaupt nicht bestreiten.
Dennoch: In der Politik braucht man einen langen Atem. Die Regierung ist mal eben 12 Monate im Amt. Ich weiß, dass es die Sehnsucht gibt, die großen Probleme mit dem großen Wurf zu beheben. Aber in Wirklichkeit geht es um viele kleine Schritte. Die Richtung muss stimmen und die Richtung stimmt.

Ich bin auch dafür, dass wir uns der Kritik stellen, aber wir sollten uns auch mit dem einen oder anderen Kritiker auseinander setzen. 

Kürzlich habe ich Samstagnachmittag bei der Jungen Union über mögliche Ursachen der Wahlmüdigkeit, über mögliche Politik- und Parteienverdrossenheit diskutiert.

Natürlich müssen wir sensibel bleiben, aber es darf nicht verschwiegen werden: Politik ist meiner festen Überzeugung nach schwieriger geworden. Nicht nur wegen der Großen Koalition. Es bezieht sich vielmehr auf die Komplexität und den Schwierigkeitsgrad der politischen Inhalte ebenso wie auf die Art und Weise des Meinungsbildungsprozesses.

Eines hat sich auch geändert, und das ist nicht ungefährlich. Ohne wehleidig sein zu wollen: Die Kritik hat eine neue Qualität erreicht, die Abfälligkeit, mit der gelegentlich über Parteien und Politik gesprochen wird, nicht selten verbunden mit einem Tunnelblick, also möglichst nicht Zusammenhänge in den Blick nehmen, macht mir schon Sorgen. (ggfs. Hinweis auf Schlarmann)
Liebe Freunde,

das Pflegen einer allgemeinen Parteienkritik und Parteienverdrossenheit, es heißt dann „die“ Politik und suggeriert damit in der Tendenz Unsachlichkeit. Die Pflege einer allgemeinen Parteien Kritik ist älter als die erste deutsche Demokratie.

Es gibt auch Kritiker in den Medien, die ihre Meinung von Tag zu Tag so wechseln, wie es gerade passt, die als Hauptschuldigen aber immer wieder ganz schnell „die“ Politik entdecken. 

Der Chef der Linkspartei, Lafontaine, ein gnadenloser Populist, stellt und wider besseres Wissen einen Gegensatz her zwischen der Mehrheit der Bevölkerung und den Beschlüssen der Mehrheit des Bundestages. Dabei verkennt er, dass die Regel bei uns die ist, dass das, was der Bundestag beschließt, nicht unbedingt richtig sein muss, aber dass das, was er mit Mehrheit der gewählten Abgeordneten beschließt, gilt. 

Das ist die Regel der repräsentativen Demokratie. 

Und dabei muss es bleiben.

Anrede

Wir haben uns als Bezirksverband, und das ist ein weiterer Schwerpunkt unserer Arbeit, intensiv der Familienpolitik gewidmet. 
Wir haben ausführlich dazu im Vorstand beraten, wir haben den letzten Bezirksparteitag dazu veranstaltet, wir haben eine Arbeitsgruppe (Maren Grautmann) eingesetzt und Leitsätze für eine familienfreundliche Modellregion Osnabrück/Emsland entwickelt, eine Fachkonferenz mit gesellschaftlichen Gruppen durchgeführt, und, was mindestens so wichtig ist. Eigentlich alle kommunalen Verantwortungsträger der CDU in Osnabrück/Emsland haben begonnen, viele unserer Überlegungen umzusetzen.

An dieser Stelle danke ich den kommunalen Parlamenten, danke ich den Verwaltungen, dass wir an einem Strang ziehen und gezogen haben.

Denn: Politik für Familien ist nicht Politik für eine einzelne Interessengruppe, sondern Politik für das Allgemeinwohl und Zukunftspolitik für die gesamte Gesellschaft.

Es ist falsch, wie wir es viel zu lange getan haben, Familienpolitik vor allem auf finanzielle Verteilungsfragen zu fixieren. Das greift zu kurz. Die Bandbreite moderner Familienpolitik reicht von der höheren Bewertung der Familienleistung bei Steuern und Sozialversicherungen (Fortschritte: Elterngeld, steuerliche Absetzbarkeit und Kinderbetreuungskosten, von Pflege usw.) über eine familienfreundliche Infrastruktur in Arbeitsweit und Kommune bis hin zu Erziehungszielen und den Schulen. 
Mut zur Erziehung bezieht sich heute vor allem auf den Mut, sich für Kinder zu entscheiden, mit ihnen zu leben, das eigene Glück in ihnen zu sehen. Es ist in Deutschland keine Selbstverständlichkeit mehr, es muss aber wieder eine Selbstverständlichkeit werden: Kinder ins Leben zu begleiten, das gehört zu den wertvollsten Erfahrungen. Wer Kinder begleitet, der hat sich Qualifikationen angeeignet, an denen auch kluge Arbeitgeber eigentlich nicht vorbei gehen können. 
Die Familie ist in zweifacher Hinsicht Keimzelle der Gesellschaft. Hier wachsen hoffentlich tüchtige und selbständige Menschen heran, aber nicht nur das, hier werden auch Einstellungen, Verhaltensweisen, Werte geprägt. In der Familie wird Gerechtigkeit eingeübt und Freiheit in Verantwortung ganz praktisch vorgelebt. Wir brauchen im neuen Grundsatzprogramm nicht über den Zusammenhang zwischen Freiheit und Verantwortung zu philosophieren, über den Zusammenhang von Rechten und Pflichten, von Leistung und Gegenleistung, von Eigennutz und Gemeinnutz, wenn es keine Menschen mehr gibt, die diesen Zusammenhang in der Familie erfahren und erlebt haben, die diesen Zusammenhang mit der Muttermilch aufgesogen haben. Werte, über die wir hier sprechen, haben ihre Wurzeln, haben ihre Geschichte. 
Eine Gesellschaft, die den Wurzelgrund nicht pflegt, darf sich nicht über die Folgen wundern.

Ich bin für weitgehende Toleranz gegenüber den vielfältigen Lebenswegen, die es heute gibt und die heute möglich sind. Ich bin auch für Toleranz gegenüber anderen Lebensformen. Wir sollten ihnen den Respekt nicht verweigern.

Ich weiß, dass es Zusammenhalt in vielfältigen Familienstrukturen gibt, ich weiß, dass es vielfältige Beziehungskonstellationen gibt, in denen Werte gelebt werden. Natürlich schätzen wir die Leistung von Alleinerziehenden. Aber es kann nicht alles gleich gültig sein. Wenn alles gleich gültig ist, wird daraus Gleichgültigkeit.

Und deswegen sage ich auch ganz klar: Es gibt für mich, und ich denke auch für uns, Grenzen. Nichts gegen eine Weiterentwicklung des Ehegattensplittings zum Familiensplitting. Was aber nicht in Frage kommen kann, ist die Einführung des Familiensplittings und gleichzeitig die Abschaffung des Ehegattensplittings. 
Ich argumentiere hier nicht in erster Linie mit der Verfassung, wahrscheinlich würde auch das genügen. Ich argumentiere grundsätzlich: Die möglichst lebenslange verlässliche Verantwortungsgemeinschaft von Mann und Frau ist ein hoher Wert.

Es ist ein hohes Ideal, bei dem Scheitern nie unmöglich ist. 

Es ist ein hoher  Wert, wenn Menschen auf Dauer für einander einstehen wollen. Und dieses Füreinandereinstehen ist Grundlage jeder sozialen Gesellschaft.
Dieser hohe Wert der Ehe kommt eben auch im Ehegattensplitting zum Ausdruck.

Anrede

Gestatten Sie mir eine Bemerkung zu Ladenöffnungszeiten:

Auch das hat etwas mit unserer Wertebasis zu tun. Ich habe keine Probleme, wenn wir die Freiräume erweitern. Ich glaube zwar nicht, dass wir wesentlich längere Ladenöffnungszeiten brauchen. 

Wir brauchen allerdings mehr Freiräume, damit die Menschen mehr Wahlmöglichkeiten haben.

Wir brauchen kein Einheitskorsett, nur weil wir uns daran gewöhnt haben. Es gibt Werktage und es gibt Sonntage. Der Sonntag beginnt auch nicht schon am Freitagmittag. Aber es gibt Sonntage.

Der Schutz des Sonntags ist ein hohes Kulturgut der zivilisierten Welt. Es ist auch christliches Gedankengut.

Der Sonntag ist dazu da, etwas für die Gemeinschaft zu tun, für die Familie da zu sein, Freunde und Verwandte zu besuchen, in die Kirche zu gehen, für das etwas zu tun, was schließlich unsere Gesellschaft zusammen hält.
Der Ratsvorsitzende der EKD, Bischof Huber, hat diese Woche auf der EKD-Synode davon gesprochen, dass der Sonntag ein Tag der Muße und der Besinnung bleiben müsse. Es sei eine völlige Verkürzung, wenn man den Menschen nur noch als Konsumenten wahrnehme.

Ich teile seine Auffassung.

Die CDU Osnabrück/Emsland steht für den Sonntagsschutz.

Es hat auch etwas mit unserer Wertebasis zu tun, wie wir mit den Menschen umgehen, die aus unterschiedlichen Gründen aus anderen Ländern zu uns gekommen sind.

Unsere Landtagsabgeordneten, aber auch der Vorstand haben hier u.a. ein Gespräch mit dem Caritasdirektor geführt. Es geht um Bleiberechtsregelung für Menschen, die in Deutschland nur geduldet werden, die jahrelang mit ihren Kindern  hier leben. Wir haben eine Initiative für den Landesparteitag gestartet und auch das gehört zum Profil unseres Bezirksverbandes, dass wir uns hier für eine differenzierte Lösung eingesetzt haben, auch signalisiert haben, dass wir nicht kaltschnäuzig vorgehen, sondern dass wir uns um Lösungen bemühen, die der Sache gerecht werden und sich an den Menschen orientieren.

Anrede

Es ist gut, dass sich die Beschäftigtenzahlen sehr positiv entwickelt haben. Die parallel dazu bekannt gewordenen Meldungen darüber, dass in Deutschland eine Bevölkerungsgruppe heranwächst, die für sich keine Perspektive sieht und teilweise in Armut und Passivität verfällt, in Abhängigkeit von staatlicher Fürsorge, will dazu so recht nicht passen.

Die Caritasdirektoren in Niedersachsen haben sich dazu in dieser Woche auch eingelassen. 

Ich spreche nicht von Unterschicht, das überlassen wir den Sozialdemokraten, aber wir müssen eine politische Antwort entwickeln, wenn die Zahl derer wächst, die nichts mehr zu verlieren haben. Das ist dann eine Schlüsselfrage für unsere Zukunft.

Es ist einer humanen Gesellschaft unwürdig, auf Dauer nicht bezahlbar und kann auch die Keimzelle sein für eine Radikalisierung.

Der jetzt wieder laut werdende Ruf nach noch mehr Fürsorge und Betreuung, nach mehr Geld weist meiner Meinung nach aber in die falsche Richtung. Das ist allenfalls partiell schmerzlindernd, gibt aber dem Menschen keine Perspektive, das gilt auch für staatlich organisierte und finanzierte Beschäftigungsverhältnisse.

Wir haben sicherlich gelernt, dass Wirtschaftswachstum keine automatische Lösung dieser Probleme auf dem Arbeitsmarkt ist.

Wir müssen reden, über Gerechtigkeit, über Chancengerechtigkeit, über Teilhabegerechtigkeit. 
Armut hat etwas zu tun mit fehlenden Beschäftigungsmöglichkeiten, 

Armut hat etwas zu tun mit Bildungsarmut,
Armut hat auch etwas damit zu tun mit Betreuungs- und Fürsorgedenken, dass den Menschen eher Chancen nimmt, statt sie ihm zu eröffnen.
Gerecht ist es, wenn die Bedingungen so gestaltet werden, sowohl im Bildungsbereich wie auch im Arbeitsmarktbereich, dass bei gleicher Begabung und gleicher Anstrengungsbereitschaft alle die gleichen Chancen für vergleichbare Ergebnisse haben und zwar unabhängig von ihrer sozialen und kulturellen Herkunft. 
Das gibt den Menschen die Chancen für ein selbstbestimmtes Leben in Würde. Dieses überwindet Abhängigkeit, dieses überwindet auch Bequemlichkeit und letztlich bedeutet dieses auch Dynamik für das ganze Land.
Unsere größte und gleichzeitig wichtigste politische Aufgabe ist dabei Wege zu Beschäftigungsverhältnissen für Leistungsschwächere zu eröffnen. Das ist nicht einfach angesichts eines weltweiten Wettbewerbs in Niedriglohnländern und das ist auch die größte Herausforderung. Aber sie muss angemessen gelöst werden. Sonst wird es eine weitere Spaltung der Gesellschaft geben. 

Und das können und wollen wir uns nicht leisten.
Anrede

Auf Bundesebene werden wir das Grundsatzprogramm der CDU neu formulieren.

Wir werden uns als Bezirksverband daran beteiligen. Ich habe Dr. Wolfram Hamacher gebeten, der uns auch im Bundesausschuss vertritt, dafür die Koordinierung zu übernehmen. Es gibt eine gewisse Plausibilität dafür, dass Parteiprogramme wieder wichtiger werden. Die Gesellschaft verlangt nach Leitideen. Parteiprogramme können etwas für die Identität einer Partei tun. Man muss sich nach innen vergewissern, um nach außen wirken zu können.
Ich glaube, dass die Bürgerinnen und Bürger spüren, wenn Anfragen auf uns zukommen, beispielsweise Anfragen vom Islam auf eine Gesellschaft zukommen, die stark freizeit- und wohlstandsorientiert ist. 
Andere haben eine Überzeugung, was setzen wir dem entgegen?

Helfen Sie alle mit, dass wir den richtigen Weg finden.

Joachim Gauck, der erste Leiter der nach ihm nach wie vor benannten Behörde hat kürzlich einmal gesagt, die Demokratie sei nicht in erster Linie gefährdet durch Extreme von rechts und von links. Demokratie sei vor allen Dingen dadurch gefährdet, dass in der Mitte zu wenige sich als Bürgerinnen und Bürger verstehen, sondern mehr als Einwohner. Einwohner werden beim Einwohnermeldeamt geführt. Bürger fühlen sich verantwortlich. Sie fühlen sich zuständig. Sie packen mit an.
Von Adolf Kolping stammt, wenn ich es richtig sehe, der Satz: Wir können viel, wenn wir wollen. Wir können großes, wenn wir zusammenstehen.
Lasst uns danach handeln!

Ich bedanke mich bei allen für die gute Zusammenarbeit. Ich bitte auch weiterhin um Vertrauen, um Vertrauen als Bezirksvorsitzender.

Herzlichen Dank!

